
Anleihebedingungen 
9,0 %-Anleihe 2013/2020 

der 
Timeless Homes GmbH 

Grünwald, Bundesrepublik Deutschland 
 

ISIN DE000A1R09H8 – WKN A1R09H 
 
 

§ 1 
Währung, Nennbetrag, Stückelung, Verbriefung, Übertragung, Zeichnung, Rückerwerb 

 
1. Die Timeless Homes GmbH (nachstehend „Emittentin“) begibt eine Anleihe in Form einer In- 

haber-Teilschuldverschreibung (nachstehend auch „Anleihe“) mit einem Gesamtnennbetrag von 
bis zu EUR 10 Mio. (in Worten: Euro zehn Millionen) zu den nachfolgenden Bedingungen. Die 
Anleihe ist eingeteilt in bis zu 10.000 auf den Inhaber lautende und untereinander gleichbe- 
rechtigte Inhaber-Teilschuldverschreibungen mit einem Nennbetrag von je EUR 1.000,- (nach- 
stehend auch „Schuldverschreibungen“). 

 
2. Die Schuldverschreibungen werden von der Clearstream Banking AG, Frankfurt am Main, 

(nachstehend auch „Clearstream“) unter Nutzung des TEFRA D Verfahrens der Clearstream 
ausgegeben und verwahrt. 

 
a) Die Schuldverschreibungen sind anfänglich durch eine oder mehrere vorläufige Globalur- 

kunden (die „vorläufige Globalurkunden”) ohne Zinsscheine verbrieft. Die vorläufigen 
Globalurkunden werden gegen Schuldverschreibungen in den festgelegten Stückelun- 
gen, die durch eine oder mehrere Dauerglobalurkunden (die „Dauerglobalurkunden” und 
zusammen mit der vorläufigen Globalurkunde jeweils eine „Globalurkunde”) ohne Zins- 
scheine verbrieft sind, ausgetauscht. 

 
b) Die vorläufigen Globalurkunden werden an einem Tag gegen die Dauerglobalurkunden 

ausgetauscht, der nicht weniger als 40 Tage nach dem Tag der jeweiligen Ausgabe liegt. 
Ein solcher Austausch darf nur nach Vorlage von Bescheinigungen erfolgen, wonach der 
oder die wirtschaftlichen Eigentümer der durch die vorläufigen Globalurkunden verbrief- 
ten Schuldverschreibungen keine U.S.-Personen sind (ausgenommen bestimmte Finan- 
zinstitute oder bestimmte Personen, die Inhaber-Teilschuld-verschreibungen über solche 
Finanzinstitute halten), jeweils im Einklang mit den Regeln und Verfahren des Systems der 
Clearstream. Zahlungen auf Forderungen aus den Schuldverschreibungen nach § 5 Abs. 
3, die durch vorläufige Globalurkunden verbrieft sind, erfolgen erst nach Vorlage solcher 
Bescheinigungen. Eine gesonderte Bescheinigung ist für jede solche Zahlung er- 
forderlich. Jede Bescheinigung, die am oder nach dem 40. Tag nach dem Tag der jewei- 
ligen Ausgabe der durch die vorläufigen Globalurkunden verbrieften Schuldverschreibun- 
gen eingeht, wird als ein Ersuchen behandelt werden, diese vorläufigen Globalurkunden 
gemäß dieses Absatzes auszutauschen. Wertpapiere, die im Austausch für die vorläufi- 
gen Globalurkunden geliefert werden, dürfen nur außerhalb der Vereinigten Staaten ent- 
sprechend lit c) geliefert werden. 

 
c) Für die Zwecke dieser Anleihebedingungen bezeichnet „Vereinigte Staaten” die Vereinig- 

ten Staaten von Amerika (einschließlich deren Bundesstaaten und des District of Colum- 
bia) sowie deren Territorien (einschließlich Puerto Rico, der U.S. Virgin Islands, Guam, 
American Samoa, Wake Island und Northern Mariana Islands). 

 
3. Die Globalurkunden werden handschriftlich durch rechtsgültige Unterschriften der Emittentin 

unterzeichnet. Ein Recht auf Ausgabe von Einzelurkunden oder Zinsscheinen besteht nicht. 
 

4. Den Anleihegläubigern stehen Miteigentumsanteile oder Rechte an den Globalurkunden zu, die 
nach Maßgabe des anwendbaren Rechts und der Regeln und Bestimmungen der Clearstream 
Banking AG übertragbar sind. 



 

5. Die Emittentin ist berechtigt, Schuldverschreibungen (auch über beauftragte Dritte) am Markt oder 
in sonstiger Weise zu erwerben oder zu veräußern. Zurückerworbene Schuldverschrei- bungen 
können entwertet, gehalten oder wieder veräußert werden. 

 
§ 2 

Status der Schuldverschreibungen 
 

Die Schuldverschreibungen begründen unmittelbare, unbedingte, nicht nachrangige und nicht dinglich 
besicherte Verbindlichkeiten der Emittentin, die untereinander und mit allen anderen nicht nachrangi- 
gen und nicht dinglich besicherten Verpflichtungen in gleichem Rang stehen, sofern diese nicht kraft 
Gesetzes Vorrang haben. 

 
§ 3 

Verzinsung 
 

1. Die Schuldverschreibungen werden ab dem 02. Juli 2013 (einschließlich) bis zum 30. Juni 2020 
(einschließlich) bezogen auf ihren Nennbetrag mit 9,0 % pro Jahr (Nominalzins) verzinst. Ab dem 
1. Juli 2020 (einschließlich) bis zum 30. Juni 2023 (einschließlich) werden die 
Schuldverschreibungen mit einem Endfälligen Zinssatz in Höhe von 9,00 % pro Jahr bezogen auf 
ihren Nennbetrag (die „Endfälligen Zinsen“) verzinst. Im Falle der Vorzeitigen Rückzahlung werden 
nicht zusätzlich zum Wahl-Rückzahlungsbetrag Endfälligen Zinsen bezahlt. 
 

2. Der anteilige Nominalzins ist vierteljährlich nachträglich jeweils am 01. Juni, 01. September, 01. 
Dezember und 01. März zur Zahlung fällig (Zinszahlungstage). Die erste Zinszahlung des 
Nominalzinses ist am 01. September 2013 fällig und die letzte Zahlung des Nominalzinses am 1. 
Juli 2020. Die Endfälligen Zinsen werden nachträglich am 1. Juli 2023 bezahlt. Fällt ein 
Zinszahlungstag auf einen Tag, der kein Bankarbeitstag ist, so ist Zinszahlungstag der 
nächstfolgende Bankarbeitstag. 

 
3. Sind Zinsen im Hinblick auf einen Zeitraum zu berechnen, der kürzer als eine Zinsperiode ist,  so 

werden sie berechnet auf der Grundlage der Anzahl der tatsächlichen verstrichenen Tage im 
relevanten Zeitraum (gerechnet vom letzten Zinszahlungstag (einschließlich)) dividiert durch die 
tatsächliche Anzahl der Zinsperiode (365 Tage bzw. 366 Tage-Schaltjahr) (ACT/ACT – ICMA). 

 
4. Bankarbeitstag im Sinne dieser Anleihebedingungen ist jeder Tag, an dem die Clearstream 

Banking AG und die Geschäftsbanken in Düsseldorf und Frankfurt Zahlungen abwickeln. 
 

§ 4 
Laufzeit, Fälligkeit, Rückzahlung und vorzeitige Rückzahlung 

 
1. Die Laufzeit der Schuldverschreibungen beginnt am 02. Juli 2013 und endet mit Ablauf des 30. 

Juni 2023. Die Emittentin verpflichtet sich, die Schuldverschreibungen am 01. Juli 2023 (der 
„Fälligkeitstag“) zum Nennbetrag zurückzuzahlen, soweit die Schuldverschreibungen nicht zuvor 
bereits ganz oder teilweise zurückbezahlt oder angekauft und entwertet wurden. 

 
2. Soweit die Emittentin die Schuldverschreibungen nicht am Fälligkeitstag zurückzahlt, werden 

diese ab dem Fälligkeitstag (einschließlich) mit dem Zinssatz gemäß § 3 der Anleihebedingun- 
gen verzinst. Weitergehende Ansprüche der Anleihegläubiger, insbesondere Ansprüche auf ei- 
nen Verzugsschaden sind ausgeschlossen. 
 

3. Vorzeitige Rückzahlung nach Wahl der Emittentin. Die Schuldverschreibungen können 
insgesamt, jedoch nicht teilweise, nach Wahl der Emittentin mit einer Kündigungsfrist von nicht 
weniger als 30 und nicht mehr als 60 Tagen nach Bekanntgabe gemäß § 12 gegenüber den 
Anleihegläubigern vorzeitig zum 01. Juli 2021, 01. Januar 2022 und 01. Juli 2022 und 31. 
Dezember 2022 (jeweils ein "Kündigungstermin") gekündigt und zum Wahl-Rückzahlungsbetrag 
(wie in Absatz (4) definiert) zurückgezahlt werden (das "Call-Recht"). Die Zahlung des Wahl-
Rückzahlungsbetrags erfolgt zum jeweiligen Kündigungstermin. Zusätzlich werden keine 
Endfälligen Zinsen gezahlt. 

 
4. Wahl-Rückzahlungsbetrag. Für Zwecke dieser Anleihebedingungen bedeutet Wahl-

Rückzahlungsbetrag je Schuldverschreibung: 
 

Kündigungstermin Wahl-Rückzahlungsbetrag 
01. Juli 2021 109,00 % des Nennbetrags 

01. Januar 2022 113,50 % des Nennbetrags 



01. Juli 2022 118,00 % des Nennbetrags 
31. Dezember 2022 122,50 % des Nennbetrages 

 
§ 5 

Zahlstelle, Zahlungen 
 

1. Die Emittentin ist verpflichtet, während der gesamten Laufzeit der Anleihe mindestens eine 
Zahlstelle zu benennen, die ihren Sitz in Deutschland hat (nachfolgend auch „Zahlstelle“). Ers- 
te Zahlstelle ist das Bankhaus Neelmeyer AG, Am Markt 14-16, 28195 Bremen. 

 
2. Die Emittentin behält sich das Recht vor, jederzeit die Benennung der Zahlstelle zu verändern 

oder zu beenden und Nachfolger bzw. zusätzliche Zahlstellen zu benennen. Den Anleihegläu- 
bigern werden Änderungen in Bezug auf die Zahlstelle und deren angegebene Geschäftsstelle 
umgehend gemäß § 12 bekanntgemacht. Die Emittentin wird dafür sorgen, dass stets eine 
Zahlstelle ernannt ist. 

 
3. Die Emittentin verpflichtet sich, alle nach diesen Anleihebedingungen geschuldeten Beträge in 

frei verfügbarer und konvertierbarer gesetzlicher Währung der Bundesrepublik Deutschland an 
die Zahlstelle zu zahlen, ohne dass, abgesehen von der Beachtung anwendbarer gesetzlicher 
Vorschriften, von den Anleihegläubigern die Abgabe einer gesonderten Erklärung oder die Er- 
füllung irgendeiner anderen Förmlichkeit verlangt werden darf. 

 
4. Die Zahlstelle wird die zu zahlenden Beträge der Clearstream Banking AG zur Zahlung an die 

Anleihegläubiger überweisen. Die Zahlstelle übernimmt Zahlungen nur soweit ihr die entspre- 
chenden Beträge von der Emittentin zur Verfügung gestellt wurden. Sämtliche Zahlungen der 
Emittentin über die Zahlstelle an die Clearstream Banking AG befreien die Emittentin in Höhe der 
geleisteten Zahlungen von ihren Verbindlichkeiten aus den Schuldverschreibungen gegen- über 
den Anleihegläubigern. 

 
5. Sämtliche auf die Schuldverschreibungen zu zahlenden Zinsen werden zu den jeweils zum 

Ausschüttungszeitpunkt geltenden gesetzlichen Bestimmungen ausgezahlt. 
 

6. Die Zahlstelle in ihrer Eigenschaft als solche handelt ausschließlich als Beauftragte der Emitten- 
tin und steht nicht in einem Auftrags- oder Treuhandverhältnis zu den Anleihegläubigern. 

 
§ 6 

Börsennotierung 
 

Es ist beabsichtigt, die Einbeziehung der Anleihe in den Primärmarkt der Börse Düsseldorf einzube- 
ziehen. Die Börsenzulassung der Anleihe an einem regulierten Markt ist zum heutigen Zeitpunkt nicht 
geplant. 

 
§ 7 

Steuern 
 

1. Alle Zahlungen, insbesondere Kapitalrückzahlungen und Zahlungen von Zinsen, erfolgen unter 
Abzug und Einbehaltung von Steuern, Abgaben und sonstigen Gebühren, soweit die Emittentin 
oder die Zahlstelle zum Abzug und/oder zur Einbehaltung gesetzlich verpflichtet ist. Weder die 
Emittentin noch die Zahlstelle sind verpflichtet, den Anleihegläubigern zusätzliche Beträge als 
Ausgleich für auf diese Weise abgezogene oder einbehaltene Beträge zu zahlen. 

 
2. Soweit die Emittentin oder die Zahlstelle nicht gesetzlich zum Abzug und/oder zur Einbehaltung 

von Steuern, Abgaben oder sonstigen Gebühren verpflichtet ist, trifft sie keinerlei Verpflichtung 
im Hinblick auf abgabenrechtliche Verpflichtungen der Anleihegläubiger. 

 
§ 8 

Kündigungsrechte der Anleihegläubiger (Covenants) 
 

1. Jeder Anleihegläubiger ist berechtigt, seine Schuldverschreibungen unter Einhaltung einer 
Kündigungsfrist von 6 Monaten zum 30. Juni 2018 sowie zum 30. Juni 2019 zur vorzeitigen 
Rückzahlung zu 100 % des Nennbetrags ordentlich zu kündigen. Die Kündigung ist durch den 
Anleihegläubiger schriftlich gegenüber der Emittentin zu erklären und zusammen mit dem 
Nachweis in Form einer Bescheinigung der Depotbank gemäß § 13 Ziffer 3 persönlich oder durch 
eingeschriebenen Brief an die Emittentin zu übermitteln. Eine Kündigung wird mit Zugang bei der 
Emittentin wirksam. 

 



2. Jeder Anleihegläubiger ist berechtigt, seine sämtlichen Forderungen aus den Inhaber- 
Teilschulverschreibungen durch außerordentliche Kündigung mit sofortiger Wirkung fällig zu 
stellen und Rückzahlungen zum Nennbetrag einschließlich bis zum Kündigungszeitpunkt aufge- 
laufener Zinsen zu verlangen, wenn: 

 
a) die Emittentin Forderungen aus dieser Anleihe nicht innerhalb von 30 Tagen nach dem be- 

treffenden Fälligkeitstag zahlt; 
 

b) die Emittentin irgendeine andere Verpflichtung aus den Schuldverschreibungen nicht ord- 
nungsgemäß erfüllt und die Unterlassung, ausgenommen sie ist nicht heilbar, länger als 30 
Tage fortdauert, nachdem die Zahlstelle hierüber eine Benachrichtigung von einem Anlei- 
hegläubiger erhalten und die Emittentin entsprechend benachrichtigt hat; 
 

c) die Emittentin oder eine Tochtergesellschaft eine Zahlungsverpflichtung in Höhe von insge- 
samt mehr als EUR 1 Mio. aus einer Finanzverbindlichkeit oder aufgrund einer Bürgschaft 
oder Garantie, die für solche Verbindlichkeiten Dritter gegeben wurde, innerhalb von 60 Ta- 
gen nach Fälligkeit bzw. im Fall einer Bürgschaft oder Garantie nicht innerhalb von 60 Ta- 
gen nach Inanspruchnahme aus dieser Bürgschaft oder Garantie erfüllt (Drittverzug); 
 

d) bei der Emittentin eine Gewinnausschüttung an ihre Gesellschafter vor der Rückzahlung der 
Schuldverschreibungen beschlossen wird (Ausschüttungssperre); 

 
e) wenn weder Herr Johannes Büchner, noch Herr Michael Gössl nicht mehr Geschäftsführer 

der Emittentin ist; 
 

f) ein Kontrollwechsel eintritt. Ein „Kontrollwechsel“ liegt vor, wenn den beiden derzeitigen 
Geschäftsführern zusammen weniger als 50 % der Stimmrechte der Emittentin gehören oder 
zuzurechnen sind. 

 
g) die Emittentin allgemein ihre Zahlungen einstellt oder ihre Zahlungsunfähigkeit bekannt gibt; 

 
h) (A) ein Insolvenzverfahren über das Vermögen der Emittentin oder einer Wesentlichen 

Tochtergesellschaft eröffnet wird, oder (B) die Emittentin oder eine Wesentliche Tochterge- 
sellschaft ein solches Verfahren einleitet oder beantragt oder eine allgemeine Schuldenre- 
gelung zu Gunsten ihrer Gläubiger anbietet oder trifft, oder (C) ein Dritter ein Insolvenzver- 
fahren gegen die Emittentin oder eine Wesentliche Tochtergesellschaft beantragt und ein 
solches Verfahren nicht innerhalb einer Frist von 30 Tagen aufgehoben oder ausgesetzt 
worden ist, es sei denn es wird mangels Masse abgewiesen oder eingestellt; 

 
i) die Emittentin ihre Geschäftstätigkeit ganz einstellt oder ihr gesamtes oder wesentliche Tei- 

le ihres Vermögens an Dritte (außer der Emittentin oder eine ihrer jeweiligen Tochtergesell- 
schaften) abgibt und dadurch der Wert des Vermögens der Emittentin (auf Konzernebene) 
wesentlich vermindert wird. Eine solche wesentliche Wertminderung wird im Falle einer 
Veräußerung von Vermögen angenommen, wenn der Wert der veräußerten Vermögensge- 
genstände 50% der konsolidierten Bilanzsumme der Emittentin übersteigt; 

 
j) die Emittentin oder eine Wesentliche Tochtergesellschaft in Liquidation tritt, es sei denn, dies 

geschieht im Zusammenhang mit einer Verschmelzung oder einer anderen Form des 
Zusammenschlusses mit einer anderen Gesellschaft oder im Zusammenhang mit einer 
Umwandlung und die andere oder neue Gesellschaft übernimmt im Wesentlichen alle Akti- 
va und Passiva der Emittentin oder der Wesentlichen Tochtergesellschaft, einschließlich al- 
ler Verpflichtungen, die die Emittentin im Zusammenhang mit den Schuldverschreibungen 
hat; 

 
„Wesentliche Tochtergesellschaft" bezeichnet eine Tochtergesellschaft der Emittentin, deren 
Umsatzerlöse 30 % der konsolidierten Umsatzerlöse der Emittentin übersteigen, wobei die 
Schwelle anhand der Daten in dem jeweils letzten geprüften oder, im Fall von Halbjahreskon- 
zernabschlüssen, ungeprüften Konzernabschluss der Emittentin und in dem jeweils letzten ge- 
prüften (soweit verfügbar) oder (soweit nicht verfügbar) ungeprüften nicht konsolidierten Ab- 
schluss der betreffenden Tochtergesellschaft zu ermitteln ist. 

 
„Finanzverbindlichkeit" bezeichnet (i) Verpflichtungen aus der Aufnahme von Darlehen, (ii) 
Verpflichtungen unter Schuldverschreibungen, Schuldscheinen oder ähnlichen Schuldtiteln, (iii) 
die Hauptverpflichtung aus Akzept-, Wechseldiskont- und ähnlichen Krediten und (iv) Verpflich- 
tungen unter Finanzierungsleasing und Sale und Leaseback Vereinbarungen. 



3. Das Kündigungsrecht erlischt, falls der Kündigungsgrund vor Ausübung des Rechts geheilt 
wurde. 

 
4. Eine Benachrichtigung oder Kündigung gemäß § 8 Abs. 1 ist durch den Anleihegläubiger ent- 

weder schriftlich in deutscher oder englischer Sprache gegenüber der Emittentin zu erklären und 
zusammen mit dem Nachweis in Form einer Bescheinigung der Depotbank gemäß § 14 Abs. 3 
oder in einer anderen geeigneten Weise, dass der Benachrichtigende zum Zeitpunkt der 
Benachrichtigung Anleihegläubiger ist, persönlich oder durch eingeschriebenen Brief an die 
Emittentin zu übermitteln. Eine Benachrichtigung oder Kündigung wird jeweils mit Zugang bei der 
Emittentin wirksam. 

 
§ 9 

Ausgabe weiterer Anleihen 
 

1. Die Emittentin behält sich vor, jederzeit ohne Zustimmung der Anleihegläubiger weitere Schuld- 
verschreibungen mit gleicher Ausstattung oder anderer Ausstattung in der Weise zu begeben, 
dass sie mit den Schuldverschreibungen zusammengefasst werden, eine einheitliche Anleihe mit 
ihnen bilden und ihren Gesamtnennbetrag erhöhen. Der Begriff „Schuldverschreibungen“ 
umfasst im Falle einer solchen Erhöhung auch die zusätzlich begebenen Schuldverschreibun- 
gen. 

 
2. Die Emittentin ist ohne Einschränkungen durch die diesen Bedingungen unterliegende Anleihe 

berechtigt, weitere Schuldverschreibungen (einschließlich solcher, die mit Options- oder Wand- 
lungsrechten ausgestattet sind) oder andere Schuldtitel sowie Finanzprodukte zu begeben. 

 
§ 10 

Vorlegefrist, Verjährung 
 

Die in § 801 Abs. 1 Satz 1 BGB bestimmte Vorlegungsfrist wird für die Schuldverschreibungen auf fünf 
Jahre verkürzt. Die Verjährungsfrist für Ansprüche aus den Schuldverschreibungen, die innerhalb der 
Vorlegungsfrist zur Zahlung vorgelegt wurden, beträgt zwei Jahre von dem Ende der Vorlegungsfrist 
an. 

 
§ 11 

Änderung der Anleihebedingungen durch Beschluss der Anleihegläubiger; 
Gemeinsamer Vertreter 

 
1. Änderung der Anleihebedingungen. Die Anleihebedingungen können durch die Emittentin  mit 

Zustimmung der Anleihegläubiger aufgrund Mehrheitsbeschlusses nach Maßgabe der 
§§ 5 ff. des Gesetzes über Schuldverschreibungen aus Gesamtemissionen („SchVG'') in sei- ner 
jeweiligen gültigen Fassung geändert werden. Die Anleihegläubiger können insbesondere einer 
Änderung wesentlicher Inhalte der Anleihebedingungen, einschließlich  der  in § 5 Absatz 3 
SchVG vorgesehenen Maßnahmen, mit den in dem nachstehenden § 11 Abs.2 genannten 
Mehrheiten zustimmen. Ein ordnungsgemäß gefasster Mehrheitsbeschluss ist für alle Anleihe- 
gläubiger verbindlich. Ein Mehrheitsbeschluss der Anleihegläubiger, der nicht gleiche Bedin- 
gungen für alle Anleihegläubiger vorsieht, ist unwirksam, es sei denn die benachteiligten An- 
leihegläubiger stimmen ihrer Benachteiligung ausdrücklich zu. 

 
2. Qualifizierte Mehrheit. Vorbehaltlich des nachstehenden Satzes und der Erreichung der erfor- 

derlichen Beschlussfähigkeit, beschließen die Anleihegläubiger mit der einfachen Mehrheit der 
an der Abstimmung teilnehmenden Stimmrechte. Beschlüsse, durch welche der wesentliche In- 
halt der Anleihebedingungen, insbesondere in den Fällen des § 5 Absatz 3 Nummern 1 bis 9 
SchVG, geändert wird, bedürfen zu ihrer Wirksamkeit einer Mehrheit von mindestens 75 % der 
an der Abstimmung teilnehmenden Stimmrechte (eine „Qualifizierte Mehrheit"). 

 
3. Beschlussfassung. Beschlüsse der Anleihegläubiger werden entweder in einer Gläubigerver- 

sammlung nach § 11 Abs. 3 a) oder im Wege der Abstimmung ohne Versammlung nach§ 11 Abs. 
3 b) getroffen. 

 
a) Beschlüsse der Anleihegläubiger im Rahmen einer Gläubigerversammlung werden nach 

§§ 9 ff. SchVG getroffen. Anleihegläubiger, deren Schuldverschreibungen zusammen 5% des 
jeweils ausstehenden Gesamtnennbetrags der Schuldverschreibungen erreichen, kön- nen 
schriftlich die Durchführung einer Gläubigerversammlung nach Maßgabe von § 9 SchVG 
verlangen. Die Einberufung der Gläubigerversammlung regelt die weiteren Einzel- 



 

heiten der Beschlussfassung und der Abstimmung. Mit der Einberufung der Gläubigerver- 
sammlung werden in der Tagesordnung die Beschlussgegenstände sowie die Vorschläge zur 
Beschlussfassung den Anleihegläubigern bekannt gegeben. Für die Teilnahme an der 
Gläubigerversammlung oder die Ausübung der Stimmrechte ist eine Anmeldung der Anlei- 
hegläubiger vor der Versammlung erforderlich. Die Anmeldung muss unter der in der Einbe- 
rufung mitgeteilten Adresse spätestens am dritten Kalendertag vor der Gläubigerversamm- 
lung zugehen. 

 
b) Beschlüsse der Anleihegläubiger im Wege der Abstimmung ohne Versammlung werden nach 

§ 18 SchVG getroffen. Anleihegläubiger, deren Schuldverschreibungen zusammen    5 % des 
jeweils ausstehenden Gesamtnennbetrags der Schuldverschreibungen erreichen, können 
schriftlich die Durchführung einer Abstimmung ohne Versammlung nach Maßgabe von § 9 
i.V.m. § 18 SchVG verlangen. Die Aufforderung zur Stimmabgabe durch den Ab- 
stimmungsleiter regelt die weiteren Einzelheiten der Beschlussfassung und der Abstim- 
mung. Mit der Aufforderung zur Stimmabgabe werden die Beschlussgegenstände sowie die 
Vorschläge zur Beschlussfassung den Anleihegläubigern bekannt gegeben. 

 
4. Stimmrecht. An Abstimmungen der Anleihegläubiger nimmt jeder Gläubiger nach Maß- 

gabe des Nennwerts oder des rechnerischen Anteils seiner Berechtigung an den aus- 
stehenden Schuldverschreibungen teil. Das Stimmrecht ruht, solange die Anteile der Emit- 
tentin oder einem mit ihr verbundenen Unternehmen (§ 271 Absatz (2) Handelsgesetz- buch) 
zustehen oder für Rechnung der Emittentin oder eines mit ihr verbundenen Unter- nehmens 
gehalten werden. Die Emittentin darf Schuldverschreibungen, deren Stimm- rechte ruhen, 
einem anderen nicht zu dem Zweck überlassen, die Stimmrechte an ihrer Stelle auszuüben; 
dies gilt auch für ein mit der Emittentin verbundenes Unternehmen. Niemand darf das 
Stimmrecht zu dem in Satz 3 erster Halbsatz bezeichneten Zweck aus- üben. 

 
5. Nachweise. Anleihegläubiger haben die Berechtigung zur Teilnahme an der Abstimmung zum 

Zeitpunkt der Stimmabgabe durch besonderen Nachweis der Depotbank gemäß § 13 Abs. 2 und 
die Vorlage eines Sperrvermerks der Depotbank zugunsten der Zahlstelle als Hinterle- 
gungsstelle für den Abstimmungszeitraum nachzuweisen. 

 
6. Gemeinsamer Vertreter. Die Anleihegläubiger können durch Mehrheitsbeschluss zur Wahrung 

ihrer Rechte nach Maßgabe des SchVG einen gemeinsamen Vertreter für alle Gläubiger (der 
„Gemeinsame Vertreter") bestellen. 

 
a) Der Gemeinsame Vertreter hat die Aufgaben und Befugnisse, welche ihm 

durch Gesetz oder von den Anleihegläubigern durch Mehrheitsbeschluss 
eingeräumt wurden. Er hat die Weisungen der Anleihegläubiger zu befolgen. 
Soweit er zur Geltendmachung von Rechten der Anleihegläubiger ermächtigt 
ist, sind die einzelnen Anleihegläubiger zur selbständigen Geltendmachung 
dieser Rechte nicht befugt, es sei denn der Mehrheitsbeschluss sieht dies 
ausdrücklich vor. Über seine Tätigkeit hat der Gemeinsame Vertreter den An- 
leihegläubigern zu berichten. 
Die Bestellung eines Gemeinsamen Vertreters bedarf einer Qualifizierten 
Mehrheit, wenn er ermächtigt wird, wesentlichen Änderungen der Anleihebe- 
dingungen gemäß § 11 Ziffer 2 zuzustimmen. 

 
b) Der Gemeinsame Vertreter kann von den Anleihegläubigern jederzeit ohne 

Angabe von Gründen abberufen werden. Der Gemeinsame Vertreter kann von 
der Emittentin verlangen, alle Auskünfte zu erteilen, die zur Erfüllung der ihm 
übertragenen Aufgaben erforderlich sind. Die durch die Bestellung eines 
Gemeinsamen Vertreters entstehenden Kosten und Aufwendungen, ein- 
schließlich einer angemessenen Vergütung des Gemeinsamen Vertreters, 
trägt die Emittentin. 

 
c) Der Gemeinsame Vertreter haftet den Anleihegläubigern als Gesamtgläubi- 

ger für die ordnungsgemäße Erfüllung seiner Aufgaben; bei seiner Tätigkeit 
hat er die Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters 
anzuwenden. Die Haftung des Gemeinsamen Vertreters kann durch Be- 



 

schluss der Gläubiger beschränkt werden. Über die Geltendmachung von Er- 
satzansprüchen der Anleihegläubiger gegen den Gemeinsamen Vertreter 
entscheiden die Anleihegläubiger. 

 
7. Bekanntmachungen: Bekanntmachungen betreffend diesen § 11 erfolgen gemäß den §§ 5 ff. 

SchVG sowie nach § 12. 
 

§ 12 
Bekanntmachungen 

 
Die Schuldverschreibungen betreffenden Bekanntmachungen werden im Bundesanzeiger, auf der 
Webseite der Emittentin und/oder gemäß den Bestimmungen gesetzlicher Regularien veröffent- 
licht. Eine Mitteilung gilt mit dem Tag ihrer Veröffentlichung (oder bei mehreren Veröffentlichungen 
mit dem Tage der ersten Veröffentlichung) als erfolgt. 

 
§ 13 

Schlussbestimmungen 
 

1. Form und Inhalt der Schuldverschreibungen sowie die Rechte und Pflichten der Anleihegläu- 
biger, der Emittentin, und der Zahlstelle bestimmen sich in jeder Hinsicht nach dem Recht der 
Bundesrepublik Deutschland. 

 
2. Gerichtsstand ist München, Bundesrepublik Deutschland. 

 
Für Entscheidungen gemäß § 9 Absatz 2, § 13 Absatz 3 und § 18 Absatz 2 SchVG in Verbin- 
dung mit § 9 Absatz 3 SchVG ist das Amtsgericht München, Bundesrepublik Deutschland, zu- 
ständig. Für Entscheidungen über die Anfechtung von Beschlüssen der Anleihegläubiger ist 
gemäß § 20 Absatz 3 SchVG das Landgericht München, Bundesrepublik Deutschland, aus- 
schließlich zuständig. 

 
3. Jeder Anleihegläubiger kann in Rechtsstreitigkeiten gegen die Emittentin oder in Rechtsstrei- 

tigkeiten, an denen der Anleihegläubiger und die Emittentin beteiligt sind, im eigenen Namen 
seine Rechte aus den von ihm gehaltenen Schuldverschreibungen geltend machen unter Vor- 
lage einer Bescheinigung seiner Depotbank, die (i) den vollen Namen und die volle Anschrift 
des Anleihegläubigers enthält und (ii) den Gesamtnennbetrag der Schuldverschreibungen an- 
gibt, die am Tag der Ausstellung dieser Bescheinigung dem bei dieser Depotbank bestehen- 
den Depot des Anleihegläubigers gutgeschrieben sind. Im Sinne der vorstehenden Bestim- 
mungen ist „Depotbank" ein Bank- oder sonstiges Finanzinstitut (einschließlich Clearstream), 
das eine Genehmigung für das Wertpapier-Depotgeschäft hat und bei dem der Anleihegläubi- 
ger Schuldverschreibungen im Depot verwahren lässt. 

 
4. Für die Kraftloserklärung abhanden gekommener oder vernichteter Schuldverschreibungen 

sind ausschließlich die Gerichte der Bundesrepublik Deutschland zuständig. 


